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1. Einleitung 

In der schärfsten Nachkriegskrise erweist sich der Arbeitsmarkt in Deutschland als wesent-
lich robuster als in anderen von der weltweiten Krise betroffenen Ländern. Vom deutschen 
Beschäftigungswunder ist die Rede. Die Hintergründe sind rasch aufgeklärt. Neben dem 
offensiven Einsatz öffentlich geförderter Kurzarbeit fangen flexible Arbeitszeiten stärker 
als in früheren konjunkturellen Abschwüngen den ansonsten kaum vermeidbaren Beschäf-
tigungseinbruch auf. Zu den traditionellen Instrumenten Kurzarbeit und Überstundenabbau 
sind neue hinzugekommen. Zahlreiche Tarifverträge haben den Spielraum für variable Re-
gelarbeitszeiten bzw. Korridormodelle oder Beschäftigungssicherungsverträge (Metallin-
dustrie) und für Arbeitszeitkonten erweitert und die Handlungsbasis für eine antizyklische 
Arbeitszeitgestaltung gestärkt. Ohne den antizyklischen Einsatz dieser Instrumente wären 
bis Ende 2009 mehr als eine Million Arbeitsplätze verloren gegangen (IAB 2010). 

Auch wenn die Instrumentenpalette gegenüber früheren Konjunkturabschwüngen deutlich 
erweitert wurde, bleibt deren beschäftigungsstabilisierende Wirkung letztlich beschränkt. 
Mit zunehmender Dauer der wirtschaftlichen Probleme stellt sich die Frage, was kommt, 
wenn die Regelungen zum Bezug von Kurzarbeitergeld ausgeschöpft und die Arbeitszeit-
guthaben aufgebraucht sind. Eine neue Debatte um Arbeitszeitverkürzungen hat begonnen. 
Bevor hierzu einige Anregungen vorgetragen werden, zeichnet der vorliegende Beitrag zu-
nächst das bisherige Entwicklungsmuster der Arbeitszeitflexibilisierung nach und be-
schreibt die veränderte Rolle der Arbeitszeit in der aktuellen Wirtschaftskrise im Vergleich 
zu früheren Abschwungphasen. Das Augenmerk gilt nicht dem Instrument der Kurzarbeit.2 

 

2. Flexibilisierung der Arbeitszeit 

Anpassungen der Arbeitszeit haben in konjunkturellen Abschwungphasen stets einen Bei-
trag geleistet, das gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolumen an die nachlassenden wirtschaft-
lichen Aktivitäten anzupassen. In der aktuellen Phase sind mit Arbeitszeitkonten und tarif-
lichen Regelungen zur Arbeitszeitverkürzung zwei Instrumente hinzugekommen, die den 
Anpassungsspielraum erweitern. Beide Zeitinstrumente lassen sich miteinander kombinie-
ren und für eine antizyklische Verteilung der Arbeitszeit nutzen. 

 
                                                 
1  Die Autoren danken Sigrid Fritsch und Simon Sturn für hilfreiche Kommentare und Hinweise und 

Christopher Lehmann für seine Unterstützung bei der grafischen Aufbereitung der Daten. 
2  Für aktuelle Studien, die sich mit der konjunkturellen Kurzarbeit beschäftigen, siehe beispielsweise 

Bach/Spitznagel 2009 und Deeke 2009. 
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Tarifliche Korridorregelungen 

Seit der befristeten Einführung der Vier-Tage-Woche bei Volkswagen im Jahr 1994, die 
rund 20.000 Arbeitsplätze sicherte (Promberger et al. 1996), haben die Tarifvertragspartei-
en in zahlreichen Branchen Regelungen vereinbart, von der Standardarbeitszeit nach oben 
oder nach unten abweichen zu können (Bispinck/WSI-Tarifarchiv 2009). Je nach Branche 
bzw. Tarifbereich fällt der Umfang der möglichen befristeten Arbeitszeitverkürzung unter-
schiedlich aus. Das Anpassungsvolumen bewegt sich in einer Spanne zwischen 2,5 und 8,5 
Stunden oder zwischen 6,75% und 25% der wöchentlichen Regelarbeitszeit.3 Befristete 
Verkürzungen der regelmäßigen Arbeitszeit können sich auf den ganzen Betrieb, Teile des 
Betriebs oder Gruppen von Beschäftigten beziehen. Das erlaubt den Betrieben, geschmei-
dig und gezielt den benötigten Arbeitseinsatz zu steuern. In einigen Branchen sind Korri-
dor-Regelungen vereinbart, die je nach wirtschaftlicher Lage nicht nur Möglichkeiten zur 
Verkürzung sondern auch umgekehrt zur Verlängerung der Arbeitszeit bieten.4 

Als Gegenleistung sieht eine Reihe von Tarifverträgen eine Beschäftigungssicherung vor. 
Während der Laufzeit der Vereinbarung dürfen die von der Arbeitszeitverkürzung betrof-
fenen Beschäftigten nicht aus betriebsbedingten Gründen entlassen werden. 

Nur wenige empirisch fundierte Hinweise liefern Anhaltspunkte, in welchem Maße Betrie-
be bereits vor Beginn der Krise die skizzierten Möglichkeiten, von der Standardarbeitszeit 
abweichen zu können, auch genutzt haben und dabei entweder durch Verlängerung der Ar-
beitszeiten den Spielraum erweitert oder umgekehrt durch Verkürzungen bereits ausge-
schöpft hatten. Nach den Ergebnissen einer repräsentativen Befragung von Betriebsräten 
aus Betrieben mit mindestens 20 Beschäftigten hatte im Boomjahr 2007 fast jeder vierte 
Betrieb mit Betriebsrat zumindest temporär die Regelarbeitszeit verlängert.5 Und umge-
kehrt hatten 8% der Betriebe mit Betriebsrat die Arbeitszeit unter das tarifliche Niveau ab-
gesenkt, um bei schwacher Nachfrage bedrohte Beschäftigungsverhältnisse zu sichern und 
Arbeitslosigkeit abzuwenden. 

Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt eine Untersuchung über Regelungen zur Tarifab-
weichung im der Metall- und in der chemischen Industrie (Haipeter 2009). In 2006 domi-
nierten Verlängerungen der Wochenarbeitszeit weit vor Vereinbarungen über kürze Ar-
beitszeiten, was angesichts der damals anziehenden Konjunktur nicht überrascht. Betriebe, 
die von den Korridorregelungen Gebrauch machten, verlängerten in der Metallindustrie die 
Arbeitszeit um durchschnittlich 3,5 und in der chemischen Industrie um 2,5 Stunden.  

Die für den Vorkrisenzeitpunkt 2007 beobachteten Abweichungen von der Standard-
arbeitszeit beeinflussten die beschäftigungspolitische Ausgangslage in der wenig später in 

                                                 
3  Beispielsweise kann die Arbeitszeit im Bankgewerbe von 39 auf 31 Std. und in der Metallindustrie von 35 

auf 30 bzw. 29 Std. verkürzt werden. 
4  So bewegt sich beispielsweise in der chemischen Industrie die Spannweite zur Variation der Wochenar-

beitszeit zwischen 35 und 40 Stunden pro Woche bei einer Standardarbeitszeit von 37,5 Stunden. In der 
Metallindustrie ist der Korridor weiter zwischen 30 und 40 Stunden gespannt bei einer Standardarbeitszeit 
von 35 Stunden. 

5 Die Daten stammen aus der WSI-Betriebsrätebefragung vom Herbst 2007 und basieren auf 2.070 Antwor-
ten. 
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2008 einsetzenden Wirtschaftskrise. Betriebe, die wegen einer guten Auftragslage die Ar-
beitszeit im Konjunkturaufschwung verlängert hatten, erweiterten dadurch zugleich den 
Spielraum für intern-numerische Flexibilität, um bei rückläufiger Nachfrage die Arbeitszeit 
nicht nur auf das Niveau der tariflichen Standardarbeitszeit zurückzuführen, sondern – ei-
nen Schritt darüber hinaus – sie bis auf die Untergrenze der jeweiligen Korridorregelung 
abzusenken. Allein durch diese Regelung können die Betriebe in der von der Krise be-
sonders stark betroffenen Metallindustrie die Arbeitszeit um maximal 25% absenken, wenn 
sie zuvor bei guter Auftragslage an den oberen Rand gegangen waren. 

 

Arbeitszeitkonten 

Arbeitszeitkonten stellen eine weitere Möglichkeit dar, den Arbeitseinsatz an eine volatile 
Nachfrage anzupassen. Sie erlauben, die tariflich, betrieblich oder individualvertraglich 
vereinbarte Arbeitszeit variabel zu verteilen. 

Die Schätzungen über die Verbreitung von Arbeitszeitkonten variieren je nachdem, welche 
Definition zugrunde gelegt wird. Eine aktuelle Untersuchung (Groß/Schwarz 2009) be-
ziffert die Verbreitung von Zeitkonten unter allen Beschäftigten auf 47% im Jahr 2007. Im 
von der Wirtschaftskrise besonders hart getroffenen Verarbeitenden Gewerbe liegt der An-
teilswert bei fast 54% (Schaubild 1). 

 

Schaubild 1 

Beschäftigte mit Arbeitszeitkonten 2007 nach Betriebsgröße und 
Wirtschaftsbereichen
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Quelle: Groß/Schwarz 2009
 

In welchem Maße Arbeitszeitkonten dazu beitragen können, den Arbeitseinsatz an eine vo-
latile Nachfrage anzupassen und im Konjunkturabschwung Beschäftigung zu stabilisieren, 
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hängt vor allem von den Obergrenzen für Zeitguthaben und Zeitschulden sowie die Aus-
gleichszeiträume der Kontenstände ab. Bislang dominieren Kurzzeitkonten mit einem 
Ausgleichszeitraum von maximal einem Jahr. Für das Produzierende Gewerbe fixieren die 
betrieblichen Regelungen den Ausgleichszeitraum auf durchschnittlich 40 Wochen, in der 
Gesamtwirtschaft auf 31 Wochen (Groß 2009). Langzeitkonten spielen bislang nur eine 
untergeordnete Rolle; sie gelten für etwa 6% der Beschäftigten (Groß/Schwarz 2009). Die 
Eckwerte für Zeitguthaben und –schulden sind nicht symmetrisch geregelt. Im Produzie-
renden Gewerbe können durchschnittlich bis zu 135 Stunden Zeitguthaben gebildet wer-
den, Zeitschulden sind auf durchschnittlich 69 Stunden begrenzt. Für die Gesamtwirtschaft 
lauten die entsprechenden Grenzwerte 90 bzw. 46 Stunden. Für eine variable, antizyklische 
Arbeitszeitverteilung bieten diese Grenzwerte einen durchschnittlichen An-
passungsspielraum der Jahresarbeitszeit (gerechnet für Vollzeitbeschäftigte) von etwa 
12,5% im Produzierenden Gewerbe und gut 8% in der Gesamtwirtschaft. 

 

Beschäftigung sichernde Arbeitszeitverkürzung – eine Win-Win-Situation? 

Kombiniert man die Anpassungsmöglichkeiten der Arbeitszeitkonten mit denen der tarif-
lichen Verkürzungs- oder Korridorregelungen, ergeben sich insgesamt beträchtliche Poten-
tiale der Arbeitszeitvariation. Bei einem konjunkturellen Abschwung ist es ein Kosten-
Nutzen-Kalkül, ob und in welcher Kombination und Dosierung diese Instrumente als Al-
ternative zu Entlassungen genutzt werden. Bei einer volatilen Nachfrage können Betriebe 
mit Hilfe variabler Arbeitszeiten Kosten für Entlassungen und spätere Wiedereinstellungen 
vermeiden, sie sichern betriebsspezifisches Humankapital und Teamproduktivität, da ein-
gespielte Arbeitsteams erhalten bleiben. Außerdem werden im Gefolge von Massenentlas-
sungen kaum vermeidbare innerbetriebliche Produktivität und Innovationsfähigkeit min-
dernde Turbulenzen vermieden. 

Ebenso können Beschäftigte von Zeitkonten sowie von Beschäftigung sichernden Arbeits-
zeitverkürzungen profitieren. Der Erhalt des Beschäftigungsverhältnisses besitzt vor allem 
in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit und eingeschränkter, wenn nicht gar fehlender Wiederbe-
schäftigungsmöglichkeiten einen hohen Stellenwert, gewährleistet er doch eine eigen-
ständige Einkommensquelle. Beschäftigte können weiterhin betriebsspezifisches Human-
kapital verwerten, vermeiden ferner einen ansonsten drohenden Verlust von betrieblichen 
Senioritätsansprüchen und im Falle längerer Arbeitslosigkeit auch den Verlust von allge-
meinem Humankapital. Diesen Effekten stehen Einkommensminderungen bei tariflichen 
Arbeitszeitverkürzungen, nicht aber bei der Nutzung von Zeitkonten, gegenüber. Arbeits-
zeitkonten bewirken eine intertemporale Glättung der Arbeitseinkommen über den Kon-
junkturzyklus hinweg und sichern somit selbst dann, wenn Zeitschulden aufgebaut werden, 
das gegebene Einkommen. 

Vorteilhaft sind variable Arbeitszeiten, die der Beschäftigungssicherung dienen, schließ-
lich für die Arbeitslosenversicherung. Ausgaben für Arbeitslosen- und Kurzarbeitergeld 
werden vermieden. 
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3. Arbeitszeit und Wirtschaftskrise 

Die globale Immobilien- und Finanzkrise hat die deutsche Volkswirtschaft in die schwerste 
Wirtschaftskrise der Nachkriegszeit gestürzt. Aufgrund der starken Exportorientierung 
wurde sie von der Abwärtsspirale der Weltwirtschaft besonders heftig getroffen. Finanz-
marktkrise und Konjunktureinbruch verstärken sich wechselseitig. Nachdem die Wirt-
schaftsleistung im Winterhalbjahr 2008/2009 dramatisch zurückgegangen war, hat sich die 
deutsche Konjunktur zur Jahresmitte 2009 stabilisiert. Der befürchtete massive Anstieg der 
Arbeitslosigkeit ist ausgeblieben. Insofern unterscheidet sich die Entwicklung am Arbeits-
markt bis Ende 2009 von der in früheren konjunkturellen Abschwungphasen. Ein Ver-
gleich der Zyklen seit 1970 soll die beschäftigungsstabilisierende Bedeutung der Arbeits-
zeit in der aktuellen Krise verdeutlichen.  

Nach der Definition des Sachverständigenrates liegt ein gravierender konjunktureller Ab-
schwung vor, „...wenn ein Rückgang der relativen Output-Lücke um mindestens zwei Drit-
tel der jeweiligen Potenzialwachstumsrate mit einer aktuell negativen Output-Lücke ein-
hergeht.“ (SVR (2008), Kasten 2, S. 78ff.). In Anlehnung an den Sachverständigenrat 
(SVR (2007) und (2008)) lassen sich die Abschwungphasen seit 1970 mit Hilfe des Kon-
zepts der relativen Output-Lücken, das heißt der prozentualen Abweichung des Brutto-
inlandsprodukts vom Produktionspotenzial, ermitteln. Zur Berechnung der relativen Out-
put-Lücken werden verschiedene statistische Filterverfahren verwendet. Um die Schwan-
kungen der verwendeten Methoden auszugleichen, werden ihre Mittelwerte berechnet. 
Analog zur Definition eines Aufschwungs (SVR (2007), S. 325 und 326) dient als Start-
zeitpunkt eines Abschwungs dabei jenes Quartal, in dem der Wert der Output-Lücken ei-
nen Höhepunkt erreicht hat, in dessen Folge sich die Output-Lücke schließt und vier Quar-
tale lang negativ bleibt. Das Ende einer Abschwungphase ist − in symmetrischer Definition 
− dann erreicht, wenn die Werte der Output-Lücken einen Tiefpunkt einnehmen, in dessen 
Folge sich die Output-Lücke wieder schließt und vier Quartale lang positiv bleibt. Somit 
konzentriert sich dieser Beitrag nachfolgend auf fünf Abschwungphasen: 

- Abschwung I:   2. Quartal 1973 bis 2. Quartal 1975,  

- Abschwung II:  4. Quartal 1979 bis 4. Quartal 1982,  

- Abschwung III:  1. Quartal 1991 bis 3. Quartal 1993 

- Abschwung IV:  1. Quartal 2001 bis 2. Quartal 2005 

- Abschwung V:  ab 2. Quartal 2008.6 

Am aktuellen Rand stützt sich die Analyse auf Daten bis zum vierten Quartal 2009. 

 

                                                 
6  Für Details siehe Herzog-Stein (2010). 
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Massiver Einbruch des Bruttoinlandsprodukts 

Die früheren Abschwungphasen unterscheiden sich deutlich in der Länge und im Entwick-
lungsmuster des Bruttoinlandsprodukts. Der Abschwung I war mit einer Dauer von acht 
Quartalen der kürzeste und mit einem Rückgang des Bruttoinlandsprodukts von insgesamt 
ein Prozent auch der schwerste wirtschaftliche Einbruch (Schaubild 2). 

 

Schaubild 2 

Entwicklung des realen Bruttoinlandsprodukts 
(saison- und kalenderbereinigt)
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Quelle: Statistisches Bundesamt; Eigene Berechnungen

Aktuelle
Abschwungphase

 

Der Abschwung IV dauerte mit 17 Quartalen am längsten und wies mit einem Anstieg des 
Bruttoinlandsprodukts von 1,2% insgesamt noch den höchsten Zuwachs auf.7 Die Ab-
schwünge II und III nehmen mit einer Dauer von zwölf beziehungsweise zehn Quartalen 
und einem Rückgang des Bruttoinlandsprodukts um insgesamt -0,2% beziehungsweise ei-
nem Anstieg von insgesamt 1,0% eine Mittelposition ein. 

In den ersten sieben Quartalen der aktuellen Abschwungphase nahm das Bruttoinlands-
produkt insgesamt um 5,6% ab; nach vier Quartalen betrug der Rückgang sogar 6,7%. Im 
Vergleich zu den vorherigen Abschwungphasen ist dies der mit Abstand schwerste Wirt-
schaftseinbruch. 

 

                                                 
7  Es spricht einiges dafür, dass der Begriff Stagnation die vierte Abschwungphase besser beschreibt. Auf-

grund der Einheitlichkeit wird aber nachfolgend weiter die Bezeichnung Abschwung verwendet. 
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Deutlicher Rückgang des Arbeitsvolumens 

Das Arbeitsvolumen der Erwerbstätigen ging in jeder der betrachteten Abschwungphasen 
deutlich zurück (Schaubild 3). Am stärksten war der Rückgang im Abschwung I mit 7,6% 
und am schwächsten im Abschwung IV mit 3,5%. In den Abschwüngen II und III 
schrumpfte das Arbeitsvolumen insgesamt um 4,0% bzw. 4,1%. 

 

Schaubild 3 

Geleistetes Arbeitsvolumen (Erwerbstätige)
(saison- und kalenderbereinigt)
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Quelle: Statistisches Bundesamt; Eigene Berechnungen

Aktuelle
Abschwungphase

 

In der derzeitigen Wirtschaftskrise ist das Arbeitvolumen der Erwerbstätigen nach fünf 
Quartalen um 3,5% zurückgegangen. Seitdem ist es wieder leicht gewachsen. In Relation 
zu dem scharfen Einbruch des BIP fällt der Rückgang des aggregierten Arbeitsvolumens 
schwächer aus und dauerte kürzer als früher. 

 

Stabile Beschäftigung und leicht gestiegene Arbeitslosigkeit 

Selbst nach sieben Quartalen andauernder Krise bewegt sich die Erwerbstätigkeit noch in 
etwa auf dem Ausgangsniveau. Dies ist angesichts der besonderen Schwere der aktuellen 
Krise im Unterschied zu früheren Entwicklungen als bemerkenswert zu bezeichnen 
(Schaubild 4). 

 

Schaubild 4 
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Entwicklung der Erwerbstätigkeit 
(saison- und kalenderbereinigt)
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Quelle: Statistisches Bundesamt; Eigene Berechnungen

Aktuelle
Abschwungphase

 

So überrascht es auch nicht, dass die Zahl der Arbeitslosen bislang nur leicht um 1,0% 
oder 35.000 Personen gestiegen ist. An diesem günstigen Bild ändert auch die Tatsache nur 
wenig, dass – anders als in früheren Abschwungphasen – das Arbeitskräfteangebot 
schrumpft und den Arbeitsmarkt entlastet. 

 

Beschäftigungssicherung durch Arbeitszeitverkürzung 

Wesentlich stärker als in der Vergangenheit dominieren in der aktuellen Wirtschaftskrise 
Maßnahmen intern-numerischer Flexibilität (Keller/Seifert 2007). Die vom Nachfrage-
einbruch betroffenen Betriebe passen den Arbeitseinsatz vor allem über eine Variation der 
geleisteten Arbeitsstunden und weniger über den externen Arbeitsmarkt durch Personalab-
bau an. Neue Formen der Arbeitszeitanpassung ergänzen die traditionellen Instrumente 
und erweitern so den gesamten Anpassungsspielraum der Arbeitszeit. Welchen Effekt die 
Maßnahmen der intern-numerischen Flexibilität auslösen, lässt sich an der Zahl der geleis-
teten Arbeitsstunden je Erwerbstätigen ablesen (Schaubild 5). Sie ist in jeder der vor-
hergehenden Abschwungphasen deutlich zurückgegangen, mit Ausnahme des Ab-
schwung III mit einem nur sachten Rückgang von lediglich 0,4%. Am stärksten sackte die 
Zahl der Arbeitsstunden je Erwerbstätigen im ersten Abschwung ab (-4,4%). Im Ab-
schwung II waren es 3,8% und im Abschwung IV 2,1%. 
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Schaubild 5 

Geleistete Arbeitsstunden je Erwerbstätigen 
(saison- und kalenderbereinigt)
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Quelle: Statistisches Bundesamt; Eigene Berechnungen

Aktuelle
Abschwungphase

 

In den ersten sieben Quartalen des aktuellen Abschwungs schrumpften die geleisteten Ar-
beitsstunden je Erwerbstätigen deutlich um 3,0%, nach fünf Quartalen betrug der Rück-
gang sogar 3,8%. Die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden pro Kopf nahm schneller ab als 
früher, sie stabilisierte sich aber auch wieder schneller. 

Aktuell nutzen die Betriebe die vorhandenen und, wie gezeigt, in den letzten Jahren erwei-
terten Spielräume bei der betrieblichen Arbeitszeitgestaltung in vielfältiger Weise. Indem 
sie die oben skizzierten Instrumente kombinieren, erweitern sie das Anpassungspotential. 
Hierzu zählt das Kurzarbeitergeld, das die Bundesregierung früh als wirkungsvolles Mittel 
gegen die Auswirkungen der Krise einsetzte, indem sie die maximale Bezugsdauer auf 24 
Monate ausweitete und einen größeren Teil der anfallenden Sozialversicherungsbeiträge 
übernahm.8 Die Betriebe setzten Kurzarbeit in großem Umfang ein. Die Zahl der Empfän-
ger von Kurzarbeitergeld schnellte rasch in die Höhe, Mitte 2009 waren rund 1,5 Mio. 
Kurzarbeiter registriert, und nach sieben Quartalen des aktuellen Abschwungs waren es 
immer noch 984.000. Zudem nutzen die Unternehmen, wie die Ergebnisse der WSI-
Betriebsrätebefragung 2009 belegen, eine breite Palette an Maßnahmen der internen Flexi-
bilität (Bogedan et al. 2009, S.1).9 Sie reicht vom Abbau von Überstunden über die Auflö-
sung von Guthaben auf Arbeitszeitkonten sowie – wo notwendig – sogar die Bildung von 
Zeitschulden auf den Arbeitszeitkonten, die Rücknahme vergangener Arbeits-

                                                 
8  Für mehr Details siehe Bach/Spitznagel 2009 und Bogedan et al. 2009. 
9 Im Rahmen der WSI-Betriebsrätebefragung 2009 zum Thema Beschäftigungssicherung wurden 2324 Be-

triebsräte in der Zeit vom 14. Juli bis 28. September 2009 unter anderem zu den betrieblichen Aktivitäten 
zur Beschäftigungssicherung in der aktuellen Wirtschaftskrise befragt. Für mehr Informationen zur WSI-
Betriebsrätebefragung 2009 „Beschäftigungssicherung“ siehe Bogedan/Brehmer/Herzog-Stein 2009. 
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zeitverlängerungen, Verkürzungen der tariflichen Arbeitszeit bis zu Reduzierungen von 
Einkommensbestandteilen (Schaubild 6). 

 

Schaubild 6 

 

 
 

Am häufigsten nutzten die Betriebe Arbeitszeitkonten. In der bis Mitte 2008 dauernden 
Phase des Konjunkturaufschwungs dürften die Beschäftigten gute Gelegenheiten gehabt 
haben, beträchtliche Arbeitszeitguthaben anzusammeln. Deren Höhe ist allerdings unbe-
kannt. Unbekannt ist ferner, in welchem Maße Teile der Arbeitszeitguthaben auf soge-
nannte Zeitwertguthaben geflossen sind und damit nicht für beschäftigungssichernde Ent-
nahmen zur Verfügung stehen. 

 

Das Produktivitätsrätsel 

Rätsel gibt die Entwicklung der Arbeitsproduktivität je Erwerbstätigenstunde auf. Sie ist 
nach sieben Quartalen um 3,2% gefallen. Nach vier Quartalen belief sich der Rückgang 
sogar auf 3,9%. Eine rückläufige Produktivitätsentwicklung gab es in keiner der vergange-
nen Abschwungphasen (Schaubild 7). 

Die negative Entwicklung der Arbeitsproduktivität je Erwerbstätigenstunde bedeutet, dass 
dem drastischen Einbruch der wirtschaftlichen Aktivität nicht eine proportionale Reduk-
tion der geleisteten Arbeitszeit pro Kopf gegenübersteht. Das lässt den Schluss zu, dass die 
bisherige relative Stabilität von Beschäftigung und Arbeitslosigkeit nur zum Teil durch ar-
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beitszeitverkürzende Maßnahmen zu erklären ist. Eine Interpretation ist, dass die Unter-
nehmen in einem signifikanten Umfang Arbeitskräfte horten, um firmenspezifisches Hu-
mankapital zu sichern und weil sie unter anderem aufgrund der demographischen Entwick-
lung bei einem neuerlichen Aufschwung einen Mangel an Fachkräften fürchten. 

 

Schaubild 7 

Entwicklung der Arbeitsproduktivität je Erwerbstätigenstunde 
(saison- und kalenderbereinigt)
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Quelle: Statistisches Bundesamt; Eigene Berechnungen
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Vertragliche Verpflichtungen der Betriebe aufgrund bestehender Vereinbarungen zur Be-
schäftigungssicherung tragen vermutlich ebenfalls zur Stabilisierung bei. Der Kündungs-
schutz dürfte dagegen eher keine Rolle gespielt haben.10 So nahm im Unterschied zur aktu-
ellen Entwicklung in früheren Abschwüngen die Zahl der Erwerbstätigen teilweise kräftig 
ab (Schaubild 2), und die Arbeitslosigkeit stieg deutlich zwischen 300.000 Personen (Ab-
schwung IV) und 700.000 Personen (Abschwung I). Da im Zuge der Hartz-Gesetze der 
Kündigungsschutz sowie die Möglichkeiten zu befristeter Beschäftigung gelockert wurden, 
hätte man im aktuellen Abschwung eher einen stärkeren Anstieg der Arbeitslosigkeit als in 
früheren Vergleichsphasen erwarten können. Das Gegenteil aber ist der Fall. 

Das Argument vom Horten von Arbeitskräften ist allerdings aus mehreren Gründen zu re-
lativieren. Die Daten über die Produktivitätsentwicklung basieren auf Schätzungen über 
die Arbeitszeit, die sich auf nur wenige empirisch gesicherte Daten stützen. Die daraus re-
sultierenden Unsicherheiten haben zum einen mit der gewachsenen Bedeutung veränderter 
Arbeitszeitformen (Zeitkonten, tarifliche Korridorregelungen usw.) zu tun, die nur unzu-
reichend erfasst sind. Zum anderen fehlt es an Erfahrungswerten, wie Betriebe diese neuen 
Zeitformen in wirtschaftlichen Krisensituationen nutzen. So ist unbekannt, in welchem 
                                                 
10 Zu einer ähnlichen Einschätzung kommt Möller 2010. 
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Umfang Beschäftigte in der letzten Aufschwungphase Zeitguthaben angelegt und in wel-
chem Umfang sie diese Guthaben im Abschwung aufgelöst und sogar Zeitschulden gebil-
det haben. Ferner fehlen Daten über die Ausnutzung tariflicher Regelungen zur Verkür-
zung der Arbeitszeit. Kaum abzuschätzen ist außerdem, in welchem Ausmaß Betriebe ihre 
in der Boomphase im Rahmen tariflicher Korridorregelungen verlängerten Arbeitszeiten 
wieder zurückgenommen haben. Trendextrapolationen liefern unsichere Ergebnisse, wenn 
es zu Verhaltensänderungen bei der Arbeitszeitgestaltung kommt. Das Fehlen einer regel-
mäßigen, detaillierten Arbeitszeiterhebung macht sich schmerzlich bemerkbar. Angesichts 
dieser statistischen Lücken und Schätzunsicherheiten ist nicht auszuschließen, dass aktuell 
das tatsächliche Ausmaß der Arbeitszeitverkürzungen auf betrieblicher Ebene unterschätzt 
wird und in Wirklichkeit die Arbeitszeit viel stärker zurückgegangen ist. Je größer jedoch 
der tatsächliche Umfang der betrieblichen Arbeitszeitverkürzung, desto geringer das Aus-
maß des Haltens von Arbeitskräften im derzeitigen Abschwung, und desto geringer fällt 
auch der Rückgang der Stundenproduktivität aus. 

Zudem dürfte ein Teil des beobachteten Rückgangs der Arbeitsproduktivität je Erwerbs-
tätigenstunde auf einen Struktureffekt zurückgehen. Auch wenn die Beschäftigten-
entwicklung insgesamt in der aktuellen Wirtschaftskrise bislang sehr stabil war, so ging 
doch eine beträchtliche Zahl an Vollzeitstellen vor allem im Verarbeitenden Gewerbe ver-
loren, während im Dienstleistungsbereich neue Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse ent-
standen (IAB 2010). Eine solche Strukturverschiebung hat wahrscheinlich einen Rückgang 
der Arbeitsproduktivität je Erwerbstätigenstunde zur Folge, da die abgebauten Vollzeitbe-
schäftigungsverhältnisse im Verarbeitenden Gewerbe eine höhere Stundenproduktivität 
aufwiesen als die neugeschaffenen Teilzeitstellen im Dienstleistungsbereich. 

Wie groß die möglichen jeweiligen Beiträge der Reduktion der Arbeitszeit pro Kopf und 
des Hortens von Arbeit zur aktuell zu beobachtenden Beschäftigungssicherung bislang 
sind, lässt sich durch eine Zerlegung der Veränderungsrate des Bruttoinlandsprodukts in 
ihre Komponenten abschätzen (Tabelle 1).11 

                                                 
11 Für eine detaillierte Erklärung des verwendeten Zusammenhangs und eine Beschreibung der Vorgehens-

weise siehe Möller/Walwei (2009). 
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Tabelle 1 

Komponenten der Beschäftigungssicherung in der aktuellen Wirtschaftskrise 
Beobachtungszeitraum: 1. Quartal 2008 bis 4. Quartal 2009 

 Veränderungsrate Effekt auf die Zahl  
der Erwerbstätigen 

 in Prozent in Prozent in Tausend 
Reales Bruttoinlandsprodukt (1) -5,6 -5,6 -2.249 
Trend der Arbeitsproduktivität je 
Erwerbstätigenstunde1) (2) +1,7 -1,7 -689 
Summe aus (1) + (2)  -7,1 -2.938 
Zyklische Abweidung der Arbeits-
produktivität vom Trend (3) -4,9 +4,9 +1.981 
Arbeitszeit (4) -3,0 +3,0 +1.196 
Summe aus (1) + (2) + (3) + (4)2)  +0,6 +239 
Tatsächliche Entwicklung der Er-
werbstätigen2) +0,2  +77 
1) Trendberechnung auf Grundlage der saisonbereinigten Quartalszahlen für den Zeitraum der letzten zehn 

Jahre. 
2) Die Differenz aus der tatsächlichen Entwicklung der Erwerbszahl und der Summe der vier Komponenten 

ist der Tatsache geschuldet, dass im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung jede Zeitreihe in-
dividuell saisonbereinigt wird. 

Quelle: Eigene Berechnungen; Datenbasis von Destatis und IAB 

Bei einer unveränderten Zahl an Arbeitsstunden pro Erwerbstätigen und einer konstanten 
Stundenproduktivität hätte ein Rückgang des Bruttoinlandsprodukts um 5,6% in den ersten 
sieben Quartalen der aktuellen Wirtschaftskrise rein rechnerisch eine Abnahme der Er-
werbstätigenzahl um mehr als 2,2 Mio. Personen zur Folge gehabt. Unterstellt man ferner, 
dass die Stundenproduktivität in den sieben Quartalen entsprechend ihrem Trend insgesamt 
um 1,7% zugenommen hätte, so wäre der korrespondierende Beschäftigungseinbruch mit 
mehr als 2,9 Mio. noch drastischer ausgefallen. Dass tatsächlich aber in den betrachteten 
sieben Quartalen die Erwerbstätigenzahl nicht ab- sondern noch zugenommen hat, ist auf 
die beobachtete Reaktion der Arbeitszeit und der Stundenproduktivität zurückzuführen. 
Die Arbeitszeitverkürzung um 3,0% verhinderte rein rechnerisch den Abbau von fast 1,2 
Millionen Arbeitsplätzen und das Horten von Arbeit, das heißt der Rückgang der Stunden-
produktivität, sicherte immerhin fast zwei Millionen Arbeitsplätze. 

 

Grenzen interner Flexibilität 

Eindrucksvoll zeigt sich in der aktuellen Krisensituation, welchen Beitrag Instrumente in-
tern-numerischer Flexibilität in konjunkturellen Abschwungphasen leisten können, um ei-
nen Zusammenbruch am Arbeitsmarkt aufzufangen. Gleichwohl haben diese Instrumente 
ihre Grenzen. Guthaben auf Arbeitszeitkonten bieten keine längerfristige oder gar dauer-
hafte Beschäftigungssicherung, selbst wenn Betriebe nicht immer exakt die bestehenden 
Regelungen der Obergrenzen bei Zeitschulden und Ausgleichszeiträumen einhalten. Sind 
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die Guthaben aufgezehrt und die Grenzwerte für Zeitschulden erreicht, springt die Arbeits-
zeit automatisch auf das vereinbarte Regelniveau zurück. Korridormodelle gestatten zwar, 
die Arbeitszeit über einen längeren Zeitraum abzusenken. Findet kein Lohnausgleich statt, 
stellt sich die Frage, wie lange vor allem Beschäftigte im Niedriglohnbereich die Einkom-
mensminderungen akzeptieren können. Insofern erscheinen sie nur eingeschränkt geeignet 
für Wirtschaftsbereiche mit einem durchschnittlich geringen Lohnniveau oder hohen An-
teilen von Beschäftigten mit Niedriglöhnen. Ansonsten würde die Zahl der Empfänger von 
öffentlichen Transferleistungen rasch in die Höhe schnellen. 

Während die beschäftigungspolitischen Stärken variabler Arbeitszeiten in konjunkturellen 
Krisensituationen offenkundig sind, fällt eine analoge Aussage für strukturelle Krisen-
situationen weniger eindeutig aus. Grundsätzlich ist denkbar, dass sich bei einem dauerhaft 
niedrigeren Niveau der Produktion oder der Dienstleistungen Betriebe mit ihren Beschäf-
tigten auf eine permanente Absenkung der Arbeitszeiten einigen. Ohne Lohnausgleich sind 
Einkommensminderungen die Folge. Nur ein Teil der Beschäftigten wird die neuen Zeit-
Geld-Relationen als präferenzkonform ansehen. Positiv auf die Akzeptanzbereitschaft wir-
ken sicherlich zunächst im Gegenzug vereinbarte Beschäftigungssicherungen. Gleichwohl 
besteht die Gefahr, dass insbesondere wettbewerbsstarke Arbeitskräfte aufgrund attraktive-
rer Alternativen abwandern. 

 

4. Beschäftigungssichernde Arbeitszeitverkürzungen – mehr als ein Intermezzo? 

Nachdem in der Phase 2001 bis 2008 die durchschnittliche Wochenarbeitszeit der Voll-
zeitbeschäftigten von 39,9 auf 40,6 Stunden angestiegen war, ist mit Ausbruch der aktuel-
len Wirtschaftskrise der Trend zu längeren Arbeitszeiten zunächst einmal zu Ende gegan-
gen. Handelt es sich dabei lediglich um ein arbeitszeitpolitisches Intermezzo, das mit an-
springender konjunktureller Erholung beendet sein wird, oder werden die Nachwirkungen 
der bisher schwersten Wirtschaftskrise es erfordern, die verkürzten Arbeitszeiten zumin-
dest partiell beizubehalten, um ansonsten steigende Arbeitslosenzahlen zu vermeiden? 
Lässt sich die zunächst erfolgreiche Politik der Beschäftigungssicherung mittelfristig fort-
setzen? 

Sicherlich ist es keine gewagte Prognose, von einer mittelfristig weiterhin angespannten 
Arbeitsmarktlage auszugehen. Zum Jahreswechsel 2009/10 ist die Krisensituation noch 
nicht überwunden. Die Wirtschaft erlebte 2009 ihren schärfsten Einbruch in der Nach-
kriegsgeschichte. Das BIP schrumpfte um 4,9% und das Arbeitsvolumen um 2,8%. Auch 
wenn die gesamtwirtschaftliche Produktion in 2010 wieder anziehen wird, dürfte es ver-
mutlich noch mindestens zwei bis drei weitere Jahre dauern, bis das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) das Niveau des Jahres 2008 übertreffen wird (Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 
2009). Trotz Rückkehr zu wirtschaftlichem Wachstum wird sich – allein aufgrund von 
Steigerungen der Arbeitsproduktivität – das BIP mit einem kleineren Arbeitsvolumen er-
stellen lassen als vor dem Kriseneinbruch. Entweder werden dann weniger Beschäftigte 
oder weniger Arbeitsstunden je Beschäftigten benötigt. Im ersten Fall steigt die Arbeitslo-
sigkeit, die öffentlichen Aufwendungen für Transferzahlungen wachsen. Im zweiten Fall 
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ließe sich die Beschäftigung stabilisieren. Wie sich die Nominal- bzw. Realeinkommen der 
Beschäftigten entwickeln, hängt bei verteilungsneutralen Arbeitszeitverkürzungen von de-
ren Höhe ab. Bei größeren Schritten sinken die Nominal- und Realeinkommen. 

Für eine arbeitszeitpolitische Lösung bieten sich zwei Wege an: In Frage kommen ent-
weder generelle tarifliche Arbeitszeitverkürzungen nach dem traditionellen Muster von 
Branchenvereinbarungen oder betriebsspezifische Lösungen. Was spricht für welchen 
Weg? Bevor diese Frage diskutiert wird, wird zunächst dargelegt, warum eine konjunktu-
relle Besserung zunächst von zumindest partiellen Arbeitszeitverlängerungen begleitet sein 
wird. 

Einige der aktuell genutzten Formen der Arbeitszeitverkürzung sind temporärer Art, die 
Anspruchsgrundlagen sehen eine Befristung vor und sind an Problemkontexte gebunden. 
Mit der konjunkturellen Besserung entfallen die Ansprüche auf Kurzarbeit, die effektive 
Arbeitszeit verlängert sich automatisch. Ferner werden Betriebe und Beschäftigte einen 
aufkommenden Mehrbedarf an Arbeit überall dort, wo sie die Arbeitszeitkonten in den 
Minusbereich geführt haben, nutzen, um die Zeitschulden zu tilgen. Für diese Reaktion 
sprechen allein schon formale Gründe, da die Kurzzeitkonten, wie oben ausgeführt, Aus-
gleichszeiträume von durchschnittlich weniger als einem Jahr für das Produzierende Ge-
werbe vorsehen. Vor allem aber verbessern Betriebe ihre Kostensituation, denn sie zahlen 
den länger arbeitenden Beschäftigten nur den Lohn der (kürzeren) Regelarbeitszeit, bis die 
Zeitschulden beglichen sind. Darüber hinaus werden Betriebe und Beschäftigte versuchen, 
neue Zeitguthaben auf den zuvor geräumten Kurzzeit- oder Flexikonten anzulegen. Aufge-
füllte Zeitpolster erneuern den Spielraum für eine antizyklische Zeitpolitik, um zukünftige 
Nachfragerückgänge beschäftigungssichernd überbrücken zu können. Die Beschäftigten 
gewinnen zudem wieder Optionen für die „kleinen Zeitfreiheiten“ des Alltags. Aus deren 
Perspektive sprechen außerdem Einkommensgründe dafür, bei entsprechender Nachfrage-
expansion die tarifliche Arbeitszeit dort, wo sie zuvor zur Sicherung der Arbeitsver-
hältnisse im Rahmen der Korridorregelungen ohne Lohnausgleich abgesenkt worden war, 
wieder auf den tariflichen Normalstandard anzuheben. 

Insgesamt ist im Konjunkturaufschwung aufgrund unterschiedlicher Ausgangslagen und 
Perspektiven sowie differenzierter Handlungsmöglichkeiten und Entscheidungskalküle ei-
ne differenzierte Arbeitszeitentwicklung zu erwarten. Ein Teil der Betriebe wird die Ar-
beitszeit wieder anheben, ohne dadurch Beschäftigung zu gefährden. Ein anderer Teil der 
Betriebe wird bei weiterhin unzureichender Nachfrage vor der Entscheidung stehen, ent-
weder Personal abzubauen oder die verkürzten Arbeitszeiten fortzusetzen. 

Wie aber würde eine Arbeitszeitpolitik aussehen, die dem zwischen den Betrieben stark 
variierenden Anpassungsbedarf beim Arbeitseinsatz Rechnung zu tragen versucht? Be-
triebe, die aufgrund von Strukturwandel oder mangelnder Wettbewerbsstärke selbst im 
Konjunkturaufschwung nicht wieder auf das ursprüngliche Niveau der Produktion oder 
Dienstleistungen zurückkehren, müssten, um die Beschäftigung zu stabilisieren, dauerhaft 
ihre verkürzten Arbeitszeiten beibehalten oder sogar noch darüber hinaus weiter absenken. 
Hierfür kommen weder die zeitlich begrenzte Kurzarbeit noch Arbeitszeitkonten in Frage. 
Es bleiben individuelle (z. B. Wechsel von Vollzeit- zu Teilzeitarbeit) oder betriebsspezifi-
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sche Arbeitszeitverkürzungen im Rahmen der tariflich fixierten Korridorregelungen. In 
beiden Fällen sind Einkommensminderungen die Folge, und nur ein Teil der Beschäftigten 
wird die neuen Zeit-Geld-Relationen als präferenzkonform ansehen. Auch wenn die Ak-
zeptanzbereitschaft, wie Erfahrungen mit der in den 1990er Jahren bei der Volkswagen AG 
verkürzten Arbeitszeit zeigen (Promberger et al. 1997), durch Gewöhnung wachsen könn-
te, verbleiben finanzielle Probleme gerade im Niedriglohnbereich. Wettbewerbsstarken 
Arbeitskräften bleibt die Hoffnung, zu Betrieben mit längeren Arbeitszeiten und höheren 
Einkommen wechseln zu können. 

Im Unterschied zu betriebsspezifischen bzw. partiellen würden branchenweit verbindliche 
Arbeitszeitverkürzungen sämtliche zu einem Tarifbereich gehörenden Betriebe und Be-
schäftigte gleichermaßen betreffen. Geht man von Verteilungsneutralität aus, dann wären 
Arbeitszeitverkürzungen im Umfang des Produktivitätsfortschritts sowohl kosten- als auch 
einkommensneutral. Da der zeitliche Anpassungsbedarf stark zwischen wie auch innerhalb 
der Betriebe streuen dürfte, würden generell verringerte Arbeitszeiten eine entsprechende 
Mobilität der Arbeitskräfte erfordern. Den Beschäftigten würden Mobilitätskosten, den Be-
trieben zusätzliche Kosten für Suche, Einstellung und Einarbeitung entstehen. Kostenent-
lastend können sich für Betriebe – ähnlich wie bei Teilzeitarbeit – arbeitszeitinduzierte 
Produktivitätssteigerungen auswirken. Kostensenkende Effekte sind ferner für Betriebe 
wie für Beschäftigte infolge vermiedener höherer Arbeitslosigkeit und dadurch verursach-
ter Beitragssteigerungen zur Arbeitslosenversicherung in Rechnung zu stellen. 

Sowohl bei betrieblichen als auch bei generellen Arbeitszeitverkürzungen stellt sich die 
Frage des Lohnausgleichs. Geht man von Kostenneutralität aus, dann würden über den 
Verteilungsspielraum hinausgehende Arbeitszeitverkürzungen Abstriche beim Nominal-
lohn zur Folge haben. Bleibt die Marge für Arbeitszeitverkürzungen auf den Verteilungs-
spielraum begrenzt, dann dürften Vereinbarungen allein in den Betrieben mit unteraus-
gelasteten Arbeitspotenzialen nicht ausreichen, um das gegebene Beschäftigungsniveau zu 
stabilisieren. Sie müssten zumindest in Einzelfällen deutlich stärker dosiert sein. Dann aber 
sinken bei Kostenneutralität die Nominaleinkommen. Denkbar sind entweder ein Teillohn-
ausgleich oder eine öffentliche Subventionierung unterer Einkommen. Die erste Alter-
native dürfte nur schwer durchzusetzen sein, denn sie erhöht den (rechnerischen) Stunden-
lohn und könnte damit den Einsatz gering qualifizierter Arbeit unattraktiv werden lassen. 
Im zweiten Fall bleiben die Lohnrelationen unverändert. Für diese Variante spricht ferner, 
dass die Arbeitslosenversicherung die ansonsten für höhere Arbeitslosigkeit aufzubringen-
den Mittel kostenneutral einsetzen könnte. 
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5. Fazit und Ausblick 

Kein Zweifel besteht daran, dass Arbeitszeitverkürzungen aktuell einen drastischen An-
stieg der Arbeitslosigkeit verhindert haben. Ihre beschäftigungssichernde Funktion wird 
bei gegebenen rechtlichen Rahmenbedingungen allerdings erlahmen. Der Bezug von Kurz-
arbeitergeld ist befristet, Arbeitszeitkonten sind vermutlich weitgehend aufgebraucht, die 
Spielräume für betriebsspezifische Arbeitszeitverkürzungen im Rahmen der bestehenden 
tariflichen Korridorregelungen zu einem Gutteil ausgenutzt. Unklar ist auch, bis zu wel-
cher Kreditlinie Betriebe bereit sind, Zeitschulden auf den Zeitkonten zuzulassen. Was 
aber kommt, wenn diese Instrumente stumpf werden und der konjunkturelle Aufschwung 
nicht ausreicht, die vorhandenen Arbeitskräfte zu beschäftigen? Es könnte die Stunde wei-
terer Arbeitszeitverkürzungen werden.  

Für eine Renaissance der Arbeitszeitverkürzungen sprechen aber weitere Argumente. Sol-
len zukünftig die Beschäftigten länger als bisher bei einer heraufgesetzten Ruhestands-
grenze im Erwerbsleben verbleiben, führt kein Weg an einer Minderung von Arbeitsbe-
lastungen gerade bei denjenigen vorbei, die Nacht- und Schichtarbeit leisten. Kürzere Ar-
beitszeiten sind das wirkungsvollste Mittel, will man nicht auf Produktionen und Dienst-
leistungen rund um die Uhr verzichten. Kürzere Arbeitszeiten sind auch erforderlich, um 
Arbeitszeit und außerbetriebliche vor allem familiale Zeitanforderungen besser ausbalan-
cieren zu können. Kürzere Arbeitszeiten dienen außerdem dem Ziel der Geschlechterge-
rechtigkeit. Kürzere Vollzeitarbeit für Männer und Frauen könnte eine Alternative zu über-
langen Arbeitszeiten vieler Männer und Teilzeitarbeit von Frauen sein und helfen, die Kar-
rierechancen von Letzteren zu verbessern. Schließlich wird eine Arbeitsgesellschaft auf 
dem Weg in die Wissensgesellschaft nicht umhin kommen, mehr Zeit für das immer wie-
der geforderte lebenslange Lernen aufzubringen. Diese vielfältigen Anforderungen verlan-
gen nach differenzierten Lösungen bei der Arbeitszeitgestaltung. Ein bloßes Einschwenken 
nach der Krise auf die alten Arbeitszeittrends wäre eine vertane gesellschafts- und wirt-
schaftspolitische Großchance. 
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